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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

EU-Kommission will Regeln für Nachhaltigkeit und EU-Investitionen 
vereinfachen (Omnibus-Initiative) 

Die EU-Kommission hat ein Paket zur Vereinfachung von EU-Vorschriften und 
einem besseren Zugang zu Finanzinstrumenten vorgelegt. Nach Schätzungen der 
Kommission lassen sich damit jährliche Verwaltungskosten in Höhe von rund 6,3 
Milliarden Euro einsparen und zusätzliche öffentliche und private 
Investitionskapazitäten in Höhe von 50 Milliarden Euro mobilisieren. 

Hintergrund 

CSRD, EU-Taxonomie, Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (CSDDD): 
Europäische Unternehmen hatten zuletzt vermehrt mit der regulatorischen und 
bürokratischen Last zu kämpfen. Die Europäische Kommission hat jetzt die Pläne 
zur Entlastung vorgestellt. Die Initiative folgt auf die Budapest-Erklärung und den 
neuen europäischen Wettbewerbskompass (Competitiveness Compass) und zielt 
darauf ab, die Innovationskraft zu stärken und zugleich die 
Dekarbonisierungsziele zu erreichen. Der EU-Rechtsrahmen soll sich auf die 
größten Unternehmen konzentrieren, die wahrscheinlich größere Auswirkungen 
auf das Klima und die Umwelt haben werden, und gleichzeitig den Unternehmen 
den Zugang zu nachhaltigen Finanzmitteln für ihren sauberen Übergang 
ermöglichen. 

Die wesentlichen Eckpfeiler des Pakets in Kürze: 

1.  Nachhaltigkeitsberichterstattung soll zugänglicher und effizienter 
gemacht werden 

• Rund 80 Prozent der Unternehmen werden aus dem 
Anwendungsbereich der CSRD herausgenommen 

• Sicherstellung, dass die Anforderungen an die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung für große Unternehmen 
kleinere Unternehmen in ihren Wertschöpfungsketten nicht 
belasten 

• Verschiebung der Berichtspflichten für die betreffenden 
Unternehmen um zwei Jahre (bis 2028) 

• Verringerung des Aufwands für die Berichterstattungspflichten 
im Rahmen der EU-Taxonomie und Beschränkung auf die 
größten Unternehmen 

• Einführung einer finanziellen Wesentlichkeitsschwelle für die 
Taxonomie-Berichterstattung und Verringerung der 
Berichtsvorlagen 

2. Vereinfachung der Sorgfaltspflicht zur Unterstützung 
verantwortungsvoller Geschäftspraktiken 
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• Unnötige Komplexität und Kosten vermeiden, z. B. durch die 
Konzentration systematischer Sorgfaltspflichten auf direkte 
Geschäftspartner und durch Verringerung regelmäßiger 
Bewertungen 

• Verringerung von Belastungen für KMU und kleine 
Unternehmen durch Begrenzung der Menge an angeforderten 
Informationen 

• Abschaffung der zivilrechtlichen Haftungsbedingungen der EU 
unter Wahrung des Rechts auf vollständige Entschädigung für 
Schäden, die durch Nichteinhaltung verursacht wurden 

• Mehr Zeit für die Unternehmen durch Verschiebung der 
Anwendung der Sorgfaltspflichten um ein Jahr (auf den 26. Juli 
2028) 

3. Vereinfachung des CO2-Grenzausgleichssystem (Carbon Border 
Adjustment Mechanism, CBAM) für einen faireren Handel 

Kleine Importeure, vor allem KMU und Privatpersonen, werden von den CBAM-
Verpflichtungen ausgenommen. Langfristig soll CBAM durch eine Stärkung der 
Vorschriften zur Vermeidung von Umgehung und Missbrauch wirksamer werden. 
Diese Vereinfachung geht einer künftigen Ausweitung von CBAM auf andere 
EHS-Sektoren und nachgelagerte Güter voraus, gefolgt von einem neuen 
Legislativvorschlag zur Ausweitung des Anwendungsbereichs von CBAM Anfang 
2026. 

Nächste Schritte: 

Die Legislativvorschläge werden nun dem Europäischen Parlament und dem Rat 
zur Prüfung und Annahme vorgelegt. Die Änderungen an der CSRD, CSDDD und 
CBAM werden in Kraft treten, sobald die Mitgesetzgeber eine Einigung über die 
Vorschläge erzielt haben und nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der EU. 

Fundstelle 

EU-Kommission, Pressemitteilung vom 26. Februar 2025 (mit weiteren 
Hinweisen und Quellenangaben).  

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/weniger-verwaltungsaufwand-kommission-will-regeln-fur-nachhaltigkeit-und-eu-investitionen-2025-02-26_de
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 6. März 2025 

 
 
Vergütungen für nachträglich vereinbarte Sonderwünsche 
unterliegen beim Grundstückserwerb mit noch zu errichtendem 
Gebäude als zusätzliche Leistungen der Grunderwerbsteuer nach 
§ 9 Abs. 2 Nr. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes, wenn ein 
rechtlicher Zusammenhang mit dem Erwerbsgeschäft vorliegt. 
Dies gilt nicht für Hausanschlusskosten, wenn der Erwerber des 
Grundstücks zur Übernahme dieser Kosten sich bereits im 
Grundstückskaufvertrag verpflichtet hat. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 011/25. 
 
 
 
 
 
 
Der Verantwortliche kann dem Auskunftsanspruch nach Art. 15 der 
Datenschutz-Grundverordnung nicht entgegenhalten, dass die 
Auskunft einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. Ein 
Auskunftsbegehren gilt nicht bereits als exzessiv, wenn die 
betroffene Person Auskunft zu ihren personenbezogenen Daten 
begehrt, ohne dieses Begehren in sachlicher beziehungsweise 
zeitlicher Hinsicht zu beschränken. Ein Auskunftsanspruch ist 
grundsätzlich dann erfüllt, wenn die Angaben nach dem erklärten 
Willen des Auskunftsschuldners die Auskunft im geschuldeten 
Gesamtumfang darstellen. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
Ist der Begriff "Tabak, der sich (…) zum Rauchen eignet" in Art. 5 
Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2011/64/EU des Rates vom 
21.06.2011 über die Struktur und die Sätze der Verbrauchsteuern 
auf Tabakwaren (Amtsblatt der Europäischen Union 2011, Nr. L 
176, 24) --Tabaksteuerrichtlinie (TabStRL)-- dahingehend 
auszulegen, dass eine solche Eignung nur für Waren gegeben ist, 
die nach der Verkehrsauffassung geraucht werden? Ist der Begriff 
"ohne weitere industrielle Bearbeitung" in Art. 5 Abs. 1 Buchst. a 
TabStRL dahingehend auszulegen, dass auch komplexere 
Methoden, die von Konsumenten aber zu Hause durchgeführt 
werden können, darunter zu subsumieren sind? 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil II R 18/22: 
Steuerpflicht von 
nachträglichen 
Sonderwünschen beim 
Grundstückserwerb mit 
noch zu errichtendem 
Gebäude 
 
 
 
 
30. Oktober 2024 
 

Urteil IX R 25/22: Kein 
Recht zur 
Verweigerung einer 
Auskunft nach Art. 15 
DSGVO bei 
unverhältnismäßigem 
Aufwand 
 
 
 
 
14. Januar 2025 
 

 

 
EuGH-Vorlage 
VII R 42/20: Keine 
Haftung des 
Grundstücks-
erwerbers für 
unrichtige 
Steuerausweise in 
übernommenen 
Mietverträgen 
 
 
17. September 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510035/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/entgelte-fuer-nachtraeglich-vereinbarte-sonderwuensche-bei-einer-noch-zu-errichtenden-immobilie-koennen-der-grunderwerbsteuer-unterliegen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510038/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510036/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil II R 15/22: Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 30.10.2024 II R 
18/22 - Steuerpflicht von nachträglichen Sonderwünschen beim 
Grundstückserwerb mit noch zu errichtendem Gebäude 
30. Oktober 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Keine Haftung des Grundstückserwerbers für unrichtige Steuerausweise in 
übernommenen Mietverträgen 
Die Inanspruchnahme der in einer Rechnung als Aussteller bezeichneten Person 
nach § 14c Abs. 1 Satz 1 UStG setzt voraus, dass diese an der Erstellung der 
Rechnung mitgewirkt hat oder dass ihr die Ausstellung anderweitig nach den für 
Rechtsgeschäfte geltenden Regelungen, zu denen auch das Recht der 
Stellvertretung gehört, zuzurechnen ist. Ein vom Voreigentümer veranlasster 
unrichtiger Steuerausweis im Sinne des § 14c Abs. 1 Satz 1 UStG kann dem 
Grundstückserwerber nicht nach § 566 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
zugerechnet werden. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin erstand im Jahr 2013 (Streitjahr) im Rahmen eines 
Zwangsversteigerungsverfahrens durch Zuschlagsbeschluss eines Amtsgerichts 
ein mit einem mehrstöckigen Bürogebäude bebautes Grundstück. Die 
Gebäudeflächen waren größtenteils vermietet. 
Der Voreigentümer hatte unter anderem am 23.03.2007 einen Mietvertrag mit den 
Fachkliniken H zum Betrieb einer Tagesklinik, am 07.06.2012 einen Mietvertrag 
mit A zum Betrieb einer Physiotherapiepraxis sowie einen Mietvertrag mit einer 
Wohnungsbaugesellschaft abgeschlossen. In diesen Mietverträgen waren jeweils 
die monatlichen Nettokaltmieten, die sonstigen Kostenvorschüsse und die auf 
diese Beträge entfallende Umsatzsteuer mit dem Zusatz "+ 19 % Mehrwertsteuer" 
benannt.  
In ihrer Umsatzsteuererklärung 2013 behandelte die Klägerin die Umsätze aus 
der Vermietung der Räume an die Fachklinik H, an A und an die 
Wohnungsbaugesellschaft als steuerfrei. 
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die Klägerin die in den Mietverträgen 
offen ausgewiesene Umsatzsteuer nach § 14c Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 
(UStG) schulde und setzte die Umsatzsteuer für das Streitjahr entsprechend fest. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Die Klägerin ist nicht Steuerschuldnerin nach § 14c Abs. 1 Satz 1 UStG. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510037/
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Begründet § 14c Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG eine Steuerschuld 
des Unternehmers, der in einer Rechnung für seine Leistung einen Steuerbetrag 
unrichtig ausweist, muss die Rechnung auf den Namen des leistenden 
Unternehmers lauten. 
Die Inanspruchnahme der in einer Rechnung als Aussteller bezeichneten Person 
nach § 14c Abs. 1 Satz 1 UStG setzt zudem voraus, dass die in einer Rechnung 
als Aussteller bezeichnete Person an der Erstellung der Rechnung mitgewirkt hat 
oder dass ihr die Ausstellung anderweitig nach den für Rechtsgeschäfte 
geltenden Regelungen, zu denen auch das Recht der Stellvertretung gehört, 
zuzurechnen ist (BFH, Urteile vom 07.04.2011 - V R 44/09, BStBl II 2011, 954, 
Rz 14; vom 17.08.2023 - V R 3/21, BFHE 282, 101, Rz 23). 
Im Streitfall hat die Klägerin die Steuerbeträge nicht selbst -im eigenen 
Namen- unrichtig ausgewiesen. Denn die Mietverträge wurden vom 
Voreigentümer abgeschlossen, so dass dieser die Steuerbeträge unrichtig 
ausgewiesen hat, wobei er im eigenen Namen gehandelt hat. 
Ein vom Voreigentümer veranlasster unrichtiger Steuerausweis im Sinne des 
§ 14c Abs. 1 Satz 1 UStG kann dem Grundstückserwerber oder -ersteher nicht 
nach § 566 Abs. 1 BGB zugerechnet werden. 
Zwar tritt nach § 57 ZVG i.V.m. § 566 Abs. 1 BGB im 
Zwangsversteigerungsverfahren der Ersteher anstelle des Vermieters in die sich 
während der Dauer seines Eigentums aus dem Mietverhältnis ergebenden 
Rechte und Pflichten ein. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) dient der -über § 57 
ZVG anwendbare und- in § 566 Abs. 1 BGB geregelte Eintritt des Erwerbers in 
ein bestehendes Mietverhältnis aber dem Schutz des Mieters. Die ihm dadurch 
von seinem Vertragspartner eingeräumte Rechtsstellung soll ihm auch gegenüber 
einem späteren Erwerber des Grundstücks erhalten bleiben.  
Hierfür enthält § 566 Abs. 1 BGB eine Durchbrechung des schuldrechtlichen 
Grundsatzes, wonach Rechte und Pflichten nur zwischen den am 
Schuldverhältnis beteiligten Personen entstehen. Diese Vorschrift legt dem 
Mietverhältnis für den Fall der Veräußerung des Mietgrundstücks eine gleichsam 
dingliche Wirkung bei, indem sie mit dem Übergang des Eigentums am 
vermieteten Grundstück auf den Erwerber auch die Vermieterrechte und -pflichten 
auf diesen übergehen lässt. 
Als Ausnahmevorschrift ist § 566 Abs. 1 BGB eng auszulegen und nur 
anzuwenden, soweit der mit ihr bezweckte Mieterschutz dies erfordert (BGH, 
Urteil vom 27.10.2021 - XII ZR 84/20, BGHZ 231, 338, Rz 28). 
Im Hinblick auf dieses Normverständnis kommt es nicht in Betracht, § 566 Abs. 1 
BGB als Zurechnungsnorm zu verstehen, die einen vom Voreigentümer 
veranlassten unrichtigen Steuerausweis dem Grundstückserwerber oder -ersteher 
zurechnet. 
Zum einen dient eine Steuerschuldentstehung nach § 14c Abs. 1 Satz 1 UStG 
nicht dem Mieterschutz. Zum anderen gehört ein unrichtiger Steuerausweis nicht 
zu den Vermieterrechten und -pflichten, auf deren Übergang diese Vorschrift 
gerichtet ist. 
Im Übrigen lassen sich auch aus dem offenen Ausweis der Umsatzsteuer in den 
Mietverträgen keine Pflichten aus dem Mietvertrag herleiten, die auf die Klägerin 
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übergegangen sein und zu einer Zurechnung der (Teil-)Rechnungsdokumente 
führen könnten. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 5. Dezember 2025 (V R 16/22), veröffentlicht am 27. Februar 
2025. 
 
Keine Kraftfahrzeugsteuerbefreiung für landwirtschaftliche Fahrzeuge bei 
Lieferung landwirtschaftlich erzeugter Produkte an die eigene Biogasanlage 
Eine Personengesellschaft erhält keine KFZ-Steuerbefreiung für ihre 
landwirtschaftlichen Fahrzeuge, wenn sie diese für den Transport der von ihr 
erzeugten landwirtschaftlichen Produkte zu einer ebenfalls von ihr betriebenen 
Biogasanlage nutzt. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist eine Personengesellschaft in der Rechtsform einer GmbH & Co. 
KG. Sie baut vornehmlich Silomais aber auch Roggen an. Daneben betreibt sie 
eine Biogasanlage. Den in der Biogasanlage erzeugten Strom verkauft sie. Den 
Silomais verwendete die Klägerin im Streitzeitraum vollständig für die 
Biogasanlage, den Roggen verkaufte sie ganz überwiegend. Das für die 
Stromgewinnung vorgesehene Getreide beförderte die Klägerin mit zwei 
Anhängern zu ihrer Biogasanlage. 
Für die beiden Anhänger beantragte die Klägerin eine Befreiung von der 
Kraftfahrzeugsteuer (§ 3 Nr. 7 Buchst. a und c des Kraftfahrzeugsteuergesetzes –
KraftStG–). § 3 Nr. 7 KraftStG gewährt eine solche unter anderem für Anhänger, 
solange diese ausschließlich in land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben 
eingesetzt oder zu Beförderungen für land- oder forstwirtschaftliche Betriebe 
verwendet werden, sofern diese Beförderungen in einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb beginnen oder enden. 
Das für die KFZ-Steuer zuständige Hauptzollamt (HZA) lehnte die Befreiung ab. 
Einspruch und Klage hatten keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH wies nun auch die Revision der Klägerin zurück. 
Nach Ansicht des BFH hat das Finanzgericht im Ergebnis zutreffend erkannt, 
dass eine Steuerbefreiung ausgeschlossen ist. 
Dies folgt zwar nicht bereits daraus, dass die Klägerin - die mit der Produktion von 
Mais und Roggen teilweise landwirtschaftlich und mit dem Betrieb der 
Biogasanlage teilweise gewerblich tätig ist - einkommensteuerrechtlich insgesamt 
als Gewerbebetrieb anzusehen ist. 
Denn die Fiktionen des Einkommensteuerrechts (§ 15 Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes) für das Vorliegen eines Gewerbebetriebs einer 
Personengesellschaft aufgrund teilweise gewerblicher Tätigkeit (sogenannte 
Seitwärts-Abfärbung) und ihrer einer Kapitalgesellschaft ähnlichen Struktur 
(gewerblich geprägte Personengesellschaft) sind für die verwendungsbezogene 
kraftfahrzeugsteuerrechtliche Befreiung nicht von Bedeutung. 
Die Befreiung scheitert aber nach Ansicht des BFH daran, dass die Anhänger 
auch für die Beförderung des Getreides zu der gewerblich betriebenen Biogas-

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520024/
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ZUM SEMINAR 

anlage eingesetzt worden sind. Die Beförderung hat damit auch dem Betrieb der 
Biogasanlage gedient und ist nicht –wie es die KFZ-steuerrechtliche 
Befreiungsvorschrift erfordert-- ausschließlich für den landwirtschaftlichen Betrieb 
erfolgt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 18. Dezember 2024 (IV R 11/23), veröffentlicht am 27. Februar 
2025, vgl. die Pressemitteilung 009/25. 
 

Business Meldungen 
 
BGH-Urteil zur Fortführungsklausel in GbR-Verträgen: Mindestanzahl von 
Gesellschaftern erforderlich 
 
Am 29. Oktober 2024 entschied der Bundesgerichtshof (BGH) in einem 
Rechtsstreit über die Fortführung einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) 
nach dem Ausscheiden des vorletzten Gesellschafters. In diesem 
Zusammenhang stellte der BGH fest, dass eine Fortführungsklausel, die besagt, 
dass die Gesellschaft durch mindestens zwei verbleibende Gesellschafter 
fortgeführt werden kann, nicht dahingehend ausgelegt werden könne, dass die 
Gesellschaft vom letzten verbleibenden Gesellschafter allein weitergeführt 
werden darf, wenn der vorletzte Gesellschafter ausscheidet. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Indirekte Steuern im Fokus: Updates und 
Trends 
Webcast, 25.03. und 29.04.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/Indirekte-Steuern-im-Fokus
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510019/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-kraftfahrzeugsteuerbefreiung-fuer-landwirtschaftliche-fahrzeuge-bei-lieferung-landwirtschaftlich-erzeugter-produkte-an-die-eigene-biogasanlage/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/247835/bgh-urteil-zur-fortfuehrungsklausel-in-gbr-vertraegen-mindestanzahl-von-gesellschaftern-erforderlich/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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